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Sach- und Rechtslage
Lehnt ein Sozialversicherungsträger ei-
nen Antrag ab, kann man sich wehren, 
dagegen Widerspruch erheben oder kla-
gen. Man kann also etwas tun! Aber was 
ist, wenn sich der Sozialversicherungsträ-
ger einfach nicht meldet und auch mehr-
fache Nachfragen und Bitten nichts nüt-
zen? Häufig werde ich das von unseren 
Mitgliedern gefragt. Wie lange können 
sich Krankenkasse, Rentenversicherung 
oder Versorgungsamt Zeit lassen, um 
über einen Antrag zu entscheiden und 
vor allem, was kann man zur Beschleuni-
gung tun?

Was tun, wenn Sie als 
Antragsteller zu lange warten 
müssen ?
Wer bei einem Sozialversicherungsträ-
ger eine Leistung beantragt, erwartet 
in der Regel eine zügige Entscheidung. 
Denn oft geht es um Zahlungen zum 
Lebensunterhalt wie Arbeitslosen- oder 
Krankengeld, Reha-Maßnahmen oder 
Umschulungen, medizinische Hilfsmittel 
oder die Feststellung der Schwerbehin-
derteneigenschaft. Solange der zustän-
dige Leistungsträger nicht entscheidet, 
hängt der Antragsteller „in der Luft“. Und 
je länger eine notwendige Behandlung 

zeitig sollte in diesem Schreiben nach 
Ablauf der Frist mit der Erhebung einer 
Untätigkeitsklage § 88 Sozialgerichts-
gesetz (SGG) gedroht werden. Eine Un-
tätigkeitsklage kann beim zuständigen 
Sozialgericht erhoben und der Sozialver-
sicherungsträger kann verklagt werden, 
einen Bescheid zu erteilen. Allerdings 
kann diese Klage frühestens nach sechs 
Monaten erhoben werden. Sie hat nur 
dann Erfolg, wenn der Sozialversiche-
rungsträger keine hinreichenden Gründe 
für die Verzögerung hat. Hinreichende 
Gründe wären zum Beispiel, dass vom 
Antragsteller angeforderte Unterlagen 
nicht übersandt wurden, die behan-
delnden Ärzte auf die Anforderung von 
Befunden nicht oder verspätet reagiert 
haben oder die eingeschalteten Gutach-
ter kein oder erst nach langer Zeit ein 
Gutachten vorlegten.

Kürzere Fristen bei Untätigkeit 
im Widerspruchsverfahren
Die Sechsmonatsfrist verkürzt sich im 
Widerspruchsverfahren deutlich, näm-
lich auf drei Monate. Aber auch hier kann 
sich der Sozialversicherungsträger gege-
benenfalls darauf berufen, dass ihm eine 
Entscheidung aus sachlichen Gründen 
(zum Beispiel weil er auf Befunde der be-

Wenn Ämter 
schweigen

oder Umschulung nicht genehmigt ist, 
desto schlechter ist es für die gesund-
heitliche oder berufliche Situation des 
Betroffenen.
Grundsätzlich sollten Anträge kopiert 
und das Datum der Antragstellung und 
der Post-Ein- und Ausgänge notiert wer-
den. Auch ist es oft hilfreich, den Brief-
umschlag aufzuheben, um wenigstens 
den Poststempel als Nachweis zu haben. 
Bitten Sie den Sozialversicherungsträ-
ger, wo es geht, auch um eine kurze 
Eingangsbestätigung. Hören Sie längere 
Zeit nichts, sollte zunächst versucht wer-
den, telefonisch Kontakt aufzunehmen, 
um zum Beispiel grundsätzlich zu klären, 
ob der Antrag eingegangen ist und ob 
möglicherweise etwas fehlt. Auch das 
sollten Sie notieren mit Datum und Uhr-
zeit und dem Namen des Sachbearbei-
ters/der Sachbearbeiterin, mit dem/der 
Sie telefoniert haben. 
Führt diese telefonische Nachfrage zu 
keinem Ergebnis oder rührt sich danach 
auch wieder längere Zeit nichts, sollte 
schriftlich an die Bearbeitung erinnert 
und eine Frist von zum Beispiel zwei bis 
drei Wochen für eine Entscheidung ge-
setzt werden. Verlangen Sie in diesem 
Schreiben einen rechtsmittelfähigen Be-
scheid von dem Sozialversicherungsträ-
ger, das zwingt ihn zum Handeln. Gleich-

Das Warten auf 
Gutachten kann den 
Ablauf verzögern
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handelnden Ärzte warten musste) nicht 
möglich war.

Untätigkeitsklage – und dann ?
Mit der Untätigkeitsklage kann aller-
dings der Sozialversicherungsträger nur 
verpflichtet werden, überhaupt eine Ent-
scheidung zu treffen. Diese kann auch 
negativ sein. Gegen diesen negativen 
Bescheid kann der Antragsteller dann 
Widerspruch erheben und gegebenen-
falls erneut auf Leistung klagen. Vor Ge-
richt gibt es keine Frist, innerhalb derer 
das Gericht entscheiden muss, weder 
über die Untätigkeitsklage noch über alle 
anderen Klagen.

Genehmigungsfiktion – die 
Zauberformel ?
Für einen Antragsteller, für den es um 
eine wichtige Entscheidung geht, sind 
sechs beziehungsweise drei Monate im-
mer noch sehr lang. Zumal sich der Sozi-
alversicherungsträger oft darauf berufen 
wird, aus bestimmten Gründen nicht frü-
her entscheiden zu können. Zumindest 
im Krankenversicherungsrecht und im 
Rehabilitationsrecht hat der Gesetzge-
ber seit 2013 für Abhilfe gesorgt. Danach 
gilt ein Antrag als genehmigt, wenn über 
ihn nicht innerhalb von drei Wochen ent-
schieden wurde (sogenannte Genehmi-

gungsfiktion). Gesetzesgrundlage sind 
die §§ 13 Abs. 3a SGBV für Leistungen 
der gesetzlichen Krankenkassen und 18 
SGB IX für alle Rehabilitationsleistungen. 
Wenn ein Gutachten eingeholt wird, 
muss das Gutachten innerhalb von zwei 
Wochen vorliegen. Bereits zwei Wochen 
später muss entschieden werden, an-
sonsten gilt die Leistung nach Ablauf der 
Frist als genehmigt.

Zuständigkeitsfiktion – eine 
weitere Zauberformel ?
Damit Zuständigkeitsstreitigkeiten unter 
den Leistungsträgern nicht auf dem Rü-
cken des hilfesuchenden Bürgers ausge-
tragen werden, regelt § 14 SGB IX, dass 

ein Leistungsträger spätestens zwei Wo-
chen nach Antragseingang geklärt haben 
muss, ob er für die Leistung zuständig ist. 
Wenn der Sozialversicherungsträger sich 
nicht meldet, hat er sich für zuständig 
erklärt! Schon nach einer weiteren Wo-
che muss über die Leistung dann auch 
entschieden werden, ansonsten ist der 
Antrag unverzüglich an einen anderen 
Rehabilitationsträger weiterzuleiten. 
Dieser muss innerhalb von drei Wochen 
entscheiden, nachdem der Antrag bei 
ihm eingegangen ist. Entscheidet er 
nicht, ist er für die beantragte Leistung 
zuständig. Das gilt allerdings nur für Leis-
tungen der gesetzlichen Krankenkassen 
und der Rehabilitationsträger!

Wie finde ich den richtigen 
Ansprechpartner ?
Das SGB IX verpflichtet die Rehabili-
tationsträger zur Einrichtung von An-
sprechstellen für Rehabilitation ab 1. 
Januar 2019. Diese klären den konkreten 
Hilfebedarf und schalten den zuständi-
gen Leistungsträger ein. Dadurch sollen 
notwendige Leistungen nicht mehr durch 
Zuständigkeitsstreitigkeiten verzögert 
werden. Erreichbar sind die Ansprechstel-
len für Rehabilitation und Teilhabe unter 
https://www.bar-frankfurt.de/themen/
arbeitsleben/betriebliches-eingliede-

Häufig müssen Antragsteller sehr lange warten, 
bis sie erfahren, ob ihr Antrag genehmigt oder ab-
gelehnt wird.

· Akutklinik, Rehabilitation und Ambulanz

· Einzelzimmer mit eigenem Bad und Balkon oder Terrasse

· ärztliche Betreuung durch erfahrene Spezialisten und Fachpersonal

·  Schwefelmineralwasser und Thermalsole (27%ige Starksole) und 
 individuell angepasste UV-Therapie als Basis der Behandlung

·  sämtliche Möglichkeiten der Systemtherapie

·   umfangreiche Behandlungsmöglichkeiten von Psoriasis- 
Arthritis und Begleiterkrankungen in enger Kooperation mit den 
 internistisch-rheumatologischen Kollegen

·  individuell angepasste lokale und systemische Therapie

Wir senden Ihnen gerne unsere aktuellen Unterlagen. 
Mehr Informationen unter: WWW.FK-BENTHEIM.DE

Moderne Psoriasis-Therapie 
mit Tradition 



PSO Magazin 3-202026

RECHT & GESUNDHEITSPOLITIK

gungsfiktion, wonach eine Leistung nach 
Ablauf der Frist als genehmigt gilt.

Überlange Gerichtsverfahren 
Allerdings sieht das Gesetz keine Fristen 
für die Gerichte, auch nicht der Sozialge-
richte vor, innerhalb derer sie über eine 
Klage entscheiden müssen. Bei überlan-
ger Verfahrensdauer kann es aber einen 
Anspruch auf Entschädigung geben. Die 
Entschädigung beträgt 1.200 Euro pro 
Jahr der Verzögerung. Wann ein Verfah-
ren „Überlänge“ hat, ist im Einzelfall zu 
entscheiden, als Faustformel gilt etwa 
ein Jahr. Gezählt wird aber nur die Zeit, 
die das Verfahren bei dem jeweiligen 
Gericht liegt, und nicht die Gesamtdau-
er des Verfahrens ab AntragsteIlung bei 
der Behörde (Urteil des Hessischen Ver-
waltungsgerichtshof vom 22.03.2018, 
AZ: 29 C 1446/17.E) Es zählt auch nur 
die Zeit, welche die Akte unbearbeitet 
bei Gericht liegt, obwohl das Verfahren 
weitergeführt werden könnte. Damit ist 
etwa die Zeit, in der das Gericht auf ein 
Gutachten oder auf Schriftsätze der Par-
teien wartet, nicht zu berücksichtigen, 
weil ohne das Gutachten nicht entschie-
den werden kann. Fazit: Notieren Sie 
sich die Daten der AntragsteIlung und 
der Posteingänge, heben Sie zusätzlich 
die Briefumschläge auf. Sorgen Sie be-
reits bei Antragstellung dafür, dass Sie 
aktuelle Unterlagen einreichen und die-
se auch komplett sind. Bearbeiten Sie 
Rückfragen zügig. Bei Rückfragen an Ihre 
behandelnden Ärzte fragen Sie nach be-
ziehungsweise kümmern Sie sich selbst 
darum, dass Ihre Ärzte diese Anfragen 
schnellstmöglich bearbeiten. So vermei-
den Sie unnötige Verzögerungen. 	     n

Meike Schoeler, 
Rechtsanwältin
Justitiarin des 
Deutschen Psoriasis 
Bundes e.V. (DPB)

Dieser Artikel ist ein Nachdruck aus dem 
Morbus-Bechterew-journal Nr.157 vom Juni 2019 

mit freundlicher Genehmigung der DVMB.

Bitte beachten Sie, dass in diesem Artikel allgemeine 
Rechtsgrundlagen beschrieben wurden. Diese Infor-
mationen ersetzen keine individuelle Rechtsberatung.

ist, dass dem Versorgungsamt alle not-
wendigen Unterlagen vorliegen, also vor 
allem die von den im Antragsformular an-
gegebenen Ärzten erstellten Befundbe-
richte oder z. B. Entlassungsberichte aus 
Krankenhäusern und Rehakliniken, die 
Schweigepflichtentbindungserklärung 
und ähnliches. 
Dann muss die Behörde innerhalb von 
drei Wochen einen Bescheid erteilen. Ist 
ein Gutachten erforderlich, wird die Ent-
scheidung innerhalb von zwei Wochen 
nach Vorliegen des Gutachtens getrof-
fen. Nicht als Gutachten zählen allerdings 
die von den Versorgungsämtern einge-
holten versorgungsärztlichen Stellung-
nahmen des eigenen ärztlichen Dienstes, 
sodass hierfür die Zweiwochenfrist nicht 
gilt und es bei der Entscheidungsfrist von 
drei Wochen bleibt. 
Allerdings kann erst, wenn der Sozial-
versicherungsträger sechs Monate und 
mehr gar nichts getan hat, obwohl alle 
Unterlagen vorlagen, eine Untätigkeits-
klage erhoben werden. Im Gegensatz 
zum Rehabilitations- und Krankenversi-
cherungsrecht gibt es keine Genehmi-

Haben Sie rechtliche Fragen, 
die das Gesundheitssystem be-
treffen? Als DPB-Mitglied kön-
nen Sie die Rechtsberatung des 
Vereins kostenlos nutzen. 
Melden Sie sich gern in der Ge-
schäftsstelle: 040 223399 - 0, 
info@psoriasis-bund.de	           n

Kostenloser
Mitgliederservice

rungsmanagement/wo/ansprechstellen-
fuer-rehabilitation-und-teilhabe-12sgbix.
html 

Leider keine Genehmigungs-
fiktion in anderen sozialrecht-
lichen Verfahren
Die Genehmigungsfiktion gilt allerdings 
nur im Krankenversicherungs- und Re-
habilitationsrecht, nicht für das Verfah-
ren auf Anerkennung einer Schwerbe-
hinderung, im Sozialhilfeverfahren und 
bei Anträgen auf Arbeitslosengeld. Im 
Schwerbehindertenrecht richten sich 
die Bearbeitungsfristen bei den Versor-
gungsämtern nach § 152 Absatz 1 Satz 
3 SGB IX. Stellen Erwerbstätige, das 
heißt als Arbeitnehmer (angestellte oder 
selbstständige Personen) einen Erstfest-
stellungsantrag nach dem Schwerbehin-
dertenrecht, muss das Versorgungsamt 
den Antrag grundsätzlich innerhalb von 
drei Wochen bearbeitet haben, das heißt, 
einen Bescheid erteilen. Dies kann zum 
Beispiel wichtig sein, wenn es schnell 
gehen muss, um Kündigungsschutz zu 
erhalten. Beantragt danach „eine er-
werbstätige Person die Feststellung 
der Eigenschaft als schwerbehinderter 
Mensch“, gelten die in § 14 Absatz 2 Satz 
2 und 4 sowie Absatz 5 Satz 2 und 5 SGB 
IX genannten Fristen sowie § 60 Absatz 
1 SGB I entsprechend. Voraussetzung 

Eine Untätigkeitsklage 
kann zum Erfolg führen.


